dem Feinde weggeführten Geißeln und Gefangenen. 


„ 


Geſetz-Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Stgaten. 


—— Nr. 31. — 


(Nr. 6363.) Verordnung, betreffend die Einſtellung des Civilprozeß-Verfahrens geen 
Militairperſonen. Vom 2. Juli 1866. aa, e, . . 


Wi ; rer ISCH BZ, 
ir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. e, , 


verordnen, in Veranlaſſung des gegenwaͤrtigen Krieges auf Grund des Artikels 63. 5 
der Verfaſſungs⸗Urkunde vom 31. Januar 1850. und auf den Antrag Unſeres 5 
Staatsminiſteriums, was folgt: 


H. 1. 


In allen Civilprozeſſen, in welchen eine bei den mobilen Truppen der 
Land⸗ und Seemacht, oder bei den Beſatzungstruppen einer vom Feinde ein⸗ 
geſchloſſenen Feſtung im Kriegsdienſt ſtehende oder bei ſolchen Truppen ihres 
Amts oder Berufs halber befindliche Perſon (Militairperſon) als Klaͤger, Be⸗ 
klagter, Litisdenunziat oder als Nebenintervenient betheiligt iſt, ſoll das Rechts⸗ 
verfahren eingeſtellt werden. 


Als Militairperſonen im Sinne dieſer Verordnung gelten auch die von 


H. 2. 
In folgenden Prozeſſen tritt die Einſtellung des Verfahrens nicht ein: 


1) wenn die Militairperſon einen Perſonalarreſt ausgebracht hat, inſoweit 
es ſich um die Entſcheidung handelt, ob der Arreſt aufrecht zu erhalten 
oder aufzuheben ſei; 


2) wenn ſie ſich unter vaͤterlicher Gewalt oder Vormundſchaft befindet; 
es ſei denn, daß der Rechtsſtreit ihre eigene Handlung betrifft; 
Jahrgang 1866. (Nr. 6363.) 52 ! 3) wenn 


Ausgegeben zu Berlin den 6. Juli 1866, 4 


EI es 


3) wenn ſie als Befißer eines Guts, auf welchem ein Paͤchter oder Ver: 
walter befindlich iſt, entweder wegen der, erſt nach der Geſetzeskraft 
dieſer Verordnung faͤllig gewordenen Zinſen eines Kapitals, fuͤr welches 
das Gut zur Hypothek haftet, oder in possessorio summariissimo 
belangt iſt; der Paͤchter oder Verwalter iſt in einem ſolchen Prozeſſe 
zur Vertheidigung der Rechte der Militairperſon zuzulaſſen und vor 
Zulaͤſſigkeit des Kontumazialverfahrens aufzufordern. 


9. 5 


Iſt die Militairperſon mit einem Prozeßbevollmaͤchtigten verſehen oder 
ein anderer, zur Wahrnehmung ihrer Rechte berufener Vertreter vorhanden, fo 
erfolgt die Einſtellung des Verfahrens nur auf den Antrag des Vertreters 
durch eine Verfuͤgung des Prozeßgerichts. 


In Ermangelung eines Vertreters tritt die Einſtellung des Verfahrens 
kraft des Geſetzes ein, und zwar mit dem Tage, an welchem dieſe Verordnung 
Geſetzeskraft erlangt; ſofern aber die Bedingungen zur Anwendung des H. 1. 
ſich erſt ſpaͤter ergeben, mit dem Tage, an welchem dieſelben zuerſt erfüllt find. 


H. 4. 


Die Vorſchriften uͤber die Einſtellung des Verfahrens ſtehen nicht ent⸗ 
gegen, daß gegen die Militairperſon neue Klagen erhoben werden. Die Ein⸗ 
leitung einer neuen Klage iſt aber ſo lange unſtatthaft, als das Verfahren 
ruhen muͤßte, wenn die Klage bereits eingeleitet waͤre. 


H. 5. 


Durch die Einſtellung des Verfahrens wird insbeſondere der Lauf aller 
Prozeßfriſten, einſchließlich der Rechtsmittelfriſten, gehemmt. 


Dieſe Beſtimmung kommt jedoch dem Gegner der Militairperſon nicht 
zu ſtatten. 


$. 6. 


Wenn ein Urtheil erlaffen ift, welches in Gemaͤßheit der $$. 1. bis 5. 
nicht ergehen durfte, ſo hat die Militairperſon gegen daſſelbe auf Wieder⸗ 
einſetzung in den vorigen Stand Anſpruch. Die Wiedereinſetzung iſt mit 
einer beſonderen Klage zu begehren. Fuͤr die Klage iſt das Gericht zu⸗ 
ſtaͤndig, welches das Urtheil erlaſſen hat. Dieſelbe muß binnen ſechs Wochen 
nach Ablauf des Tages angebracht werden, an welchem das Hinderniß 
gehoben iſt. Ueber die Wiedereinſetzung und in der Hauptſache wird gleich⸗ 

5 5 zeitig 
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zeitig verhandelt und entſchieden. Konnte die Militairperſon mit einem 


1 Rechtsmittel Abhuͤlfe erlangen, ſo ſteht ihr die erwaͤhnte Klage 
nicht zu. 5 


H. 


5 u Einſtellung des Verfahrens endet, vorbehaltlich der Beſtimmung 
es F. 14: 


1) wenn vier Wochen ſeit Ablauf des Tages verſtrichen ſind, an welchem 
das nach $. 1. maaßgebende Verhaͤltniß aufhoͤrt; 


2) un die Militairperſon die Fortſetzung des Verfahrens in Antrag 
ringt. 


Iſt die Fortſetzung beantragt, ſo iſt die Einſtellung nicht allein in Bezug 
auf eine gegen die Militairperſon zum Zweck der Kompenſation geltend ge⸗ 
machte Gegenforderung, ſondern auch in Bezug auf eine gegen ſie erhobene 
Widerklage ausgeſchloſſen. 


H. 8. 


Wenn die Militairperſon nur als Mitklaͤger oder Mitverklagter in dem 
Prozeß betheiligt iſt, ſo tritt die Einſtellung des Verfahrens nur in Anſehung 
der Militairperſon, nicht auch in Anſehung der Streitgenoſſen ein. Das Prozeß⸗ 
gericht kann jedoch auf den Antrag der einen oder anderen Partei oder auch 
von Amtswegen die Einſtellung des geſammten Verfahrens verfuͤgen. 


H. 9. 


Hat die Militairperſon eine Hauptintervention erhoben, ſo wird das Ver⸗ 
fahren in dem Hauptprozeß nicht eingeſtellt. Die Exekution aus dem Erkennt⸗ 
niß in dem Hauptprozeß darf jedoch nur inſoweit vollſtreckt werden, als es 
ohne Nachtheil fuͤr die Militairperſon geſchehen kann. 


$. 10. 

Durch die Beſtimmungen uͤber die Einſtellung des Verfahrens wird 
nicht ausgeſchloſſen, daß gegen die Militairperſon auf Antrag des Gegners 
ein Arreſt verhaͤngt wird. Ein Arreſt iſt jedoch inſofern unſtatthaft, als nach 
den Beſtimmungen des $. 12. die Exekution nicht zuläffig iſt. 

{ 8 


Die Einleitung und Fortſetzung der Konkurs-, Liquidations⸗, Prioritäts⸗ 
(Nr. 6363.) 92% und 
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und Aufgebotsprozeſſe, ſowie, unbeſchadet der Beſtimmungen des H. 12., der 
Subhaſtationsprozeſſe wird durch den Kriegszuſtand nicht gehindert. Es gelten 
jedoch hierbei folgende naͤhere Beſtimmungen: 


1) Den Militairperſonen gehen, ohne Unterſchied, ob ihre Sachbetheiligung 
bekannt iſt oder nicht, ihre Rechte weder durch ein Kontumazialverfahren 
oder ein Praͤkluſionsurtheil, noch durch Vertheilung einer Maſſe oder 
durch eine andere Verwirklichung eines Kontumazial⸗ oder Praͤkluſions⸗ 
nachtheils verloren. Sie haben jedoch die Rechte, welche ihnen nach 
der vorſtehenden Beſtimmung vorbehalten bleiben, binnen ſechs Monaten 
nach Ablauf des Tages, an welchem dieſe Verordnung außer Kraft 
tritt ($. 14.), oder an welchem das nach H. 1. maaßgebende Verhaͤltniß 
aufhoͤrt, ſofern dieſer Zeitpunkt fruͤher eintritt, im Wege der Klage 
; geeigneten Falls gegen diejenigen geltend zu machen, die zu ihrem 
5 Nachtheil einen Vortheil erlangt haben. Iſt ein Recht von der Mili⸗ 
28 tairperſon angemeldet oder nach den Akten anzunehmen, daß ein ſolches 
ihr zuſteht, ſo wird ihr daſſelbe in der betreffenden Entſcheidung oder 
Verfuͤgung ausdruͤcklich vorbehalten. 


2) Wenn bei einer vorzunehmenden Vertheilung die Akten ergeben, daß 
eine Militairperſon eine bei der Vertheilung zu berückſichtigende For⸗ 
derung angemeldet hat, oder daß eine ſolche Forderung ihr muthmaaßlich 
zuſteht, ſo muß bei der Vertheilung ſo verfahren werden, als wenn 
die Forderung und das fuͤr ſie in Anſpruch genommene oder anſchei⸗ 
nend begründete Vorrecht endgültig feſtgeſtellt waͤre. — Die auf die 
Forderung fallenden Betraͤge der Depoſitalmaſſen ſind als Spezial⸗ 
maſſen im Depoſitum zuruͤckzubehalten. 


3) Ergiebt ſich bei einer nothwendigen Subhaſtation nach Beendigung der 
Lizitation aus den Subhaſtationsakten, daß eine Militairperſon wegen 
einer Forderung, fuͤr welche der Gegenſtand der Subhaſtation zur 
Hypothek haftet, oder zu deren Beitreibung die Subhaſtation nach⸗ 

eſucht iſt, durch das Meiſtgebot nicht gedeckt wird, ſo iſt das Sub⸗ 

Daftationagericht "befugt, den Zuſchlag nicht zu ertheilen und Behufs 
Fortſetzung der Subhaſtation einen neuen Bietungstermin anzuſetzen, 
ſofern die Umſtaͤnde die Annahme begründen, daß ein höheres, zur 
gänzlichen oder theilweiſen Befriedigung der Militairperſon genügendes 
Gebot erfolgen wird. 


4) Die Beſtimmungen unter Nr. 1. bis 3. gelten nicht zu Gunſten der⸗ 
jenigen Militairperſonen, welche unter vaͤterlicher Gewalt oder Vor⸗ 
mundſchaft ſtehen. 


$. 12. 


So lange das im . 1. bezeichnete Verhaͤltniß beſteht, iſt gegen die 
Militairperſon die Exekution aus einem vor oder nach der Geſetzeskraft 55 
er⸗ 


0 
Verordnung erlaſſenen Erkenntniß oder Mandat oder aus einem vor oder nach 
0 0 Zeitpunkt abgeſchloſſenen Vergleich nur mit folgenden Beſchraͤnkungen 

zulaͤſſig: 
1) Die Exekution darf nicht erfolgen mittelſt Abpfaͤndung von Mobilien, 


mittelſt Verkaufs einer unbeweglichen Sache und mittelſt Beſchlagnahme 
des Gehalts oder der Beſoldung. 


2) Bei einer anderweiten Vollſtreckung muß der Militairperſon ſo viel be⸗ 
laſſen werden, als ſie zur Beſtreitung der auf den Dienſt ſich beziehen⸗ 
den Ausgaben nothwendig bedarf. 


§. 13. 


Den Militairperſonen ſtehen gleich, inſoweit nicht nachſtehend ein Anderes 
beſtimmt iſt, die Ehefrauen und Pflegebefohlenen derſelben, ſowie die ihrer vaͤter⸗ 
lichen Gewalt unterworfenen Kinder. 


1) Die Gleichſtellung bleibt ausgeſchloſſen, wenn die Ehefrau oder das 
Kind nach dem buͤrgerlichen Recht in dem betreffenden Falle zur ſelbſt⸗ 
ſtaͤndigen Prozeßfuͤhrung befugt iſt. 

2) Die im F. 1. vorgeſchriebene Einſtellung des Verfahrens tritt in fol⸗ 
genden Prozeſſen nicht ein: 


a) wenn die Ehefrau, das Kind oder der Pflegebefohlene aus einer 
unerlaubten Handlung, welche von ihnen erſt nach dem Zeitpunkte 
begangen wurde, wo der Ehemann, Vater oder Vormund in das 
nach H. 1. maaßgebende Verhaͤltniß getreten war, oder aus einem 
erſt nach dieſem Zeitpunkte von ihnen eingegangenen Vertrage be⸗ 
langt iſt; 


wenn die Ehefrau auf Zahlung eines nach dem erwaͤhnten Zeit⸗ 
punkt faͤllig gewordenen Miethzinſes oder auf Raͤumung einer 
Miethswohnung belangt iſt. 

In ſolchen Faͤllen ſind großjaͤhrige Kinder und Ehefrauen 
zur ſelbſtſtaͤndigen Fuͤhrung des Prozeſſes befugt; einem Minder⸗ 
jahrigen iſt in einem ſolchen Falle von dem Prozeßgericht ein 
Rechtsbeiſtand als Litiskurator zuzuordnen. 


3) Die Beſtimmungen des H. 12. finden keine Anwendung, es ſei denn, 
daß die Vollſtreckung der Exekution die Vermoͤgensrechte des Ehe: 
mannes oder Vaters beruͤhrt. 


b 


— 


$. 14. 


Die Zeit, wann dieſe Verordnung außer Kraft tritt, wird durch Koͤnigliche 
Verordnung beſtimmt. 
(Nr. 6363.) H. 15. 


$. 15. 


Im Bezirk des ee ee zu Coͤln 1 ſtatt der 
Beſtimmungen der HH. 1. bis 1 


1) auf dem linken Rheinufer das Geſetz vom 27. Oktober 1796. 
(6. Brumaire V.), 


2) auf dem rechten Rheinufer das Dekret vom 21. Februar 1813., 
mit dem im H. 16. bezeichneten Zeitpunkt zur Anwendung. 


H. 16. 


Die Verordnung tritt in der geſammten Monarchie ausſchließlich des 
Jadegebiets mit dem Ablaufe des Tages in Kraft, an welchem das fie ent⸗ 
haltende Stuͤck der Geſetz-Sammlung in Berlin ausgegeben iſt. ö 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beige⸗ 
drucktem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Gitſchin, den 2. Juli 1866. 
(J. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bismarck-Schoͤnhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 


Gr. v. Itzenplitz. v. Muͤhler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 


(Nr. 6364.) 
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(Nr. 6364.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 2. Juni 1866., betreffend die Verleihung der fiskaliſchen 
Vorrechte an den Kreis Lyck fuͤr den Bau und die Unterhaltung einer 
Chauſſee von Neuendorf, an der in der Ausfuͤhrung begriffenen Staatsſtraße 
von Lyck nach der Landesgrenze bei Proſtken, bis zur Johannisburger 
Kreisgrenze in der Richtung auf Drygallen. 


Nasen Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau der Chauſſee 
im Kreiſe Lyck, Regierungsbezirk Gumbinnen, von Neuendorf, an der in ber. 
Ausfuͤhrung begriffenen Staatsſtraße von Lyck nach der Landesgrenze bei Proſtken, 
bis zur Johannisburger Kreisgrenze in der Richtung auf Drygallen genehmigt 
habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe Lyck das Expropriationsrecht für die zu 
dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme 
der Chauſſeebau⸗- und Unterhaltungs-Materialten, nach Maaßgabe der fuͤr die 
Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zu: 
gleich will Ich dem genannten Kreiſe gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſee⸗ 
mäßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes 
nach den Beſtimmungen des fuͤr die Staats-Chauſſeen jedesmal geltenden 
Chauſſeegeld-Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen 
über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen 
Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen an⸗ 
gewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld-Tarife 
vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗ 
Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. f 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 
Berlin, den 2. Juni 1866. 
Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter fuͤr Handel, 
Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


(Nr. 63646365.) (Fr. 6365.) 
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(Nr, 6365.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis-Obligationen 
des Lycker Kreiſes im Betrage von 25,000 Thalern. Vom 2. Juni 1866. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc, 


5 Nachdem von den Kreisſtaͤnden des Lycker Kreiſes auf dem Kreistage 
5 vom 28. Februar 1866. beſchloſſen worden, die zur Ausfuͤhrung des vom Kreiſe 
5 5 unternommenen Chauſſeebaues erforderlichen Geldmittel im Wege einer Anleihe 
zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreisſtaͤnde: zu dieſem 
Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene, Seitens der 
Glaͤubiger unkuͤndbare Obligationen zu dem angenommenen Betrage von 
25,000 Thalern ausſtellen zu duͤrfen, da ſich hiergegen weder im Intereſſe der 
Glaͤubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, in Gemaͤßheit 
des H. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung von Obligationen 
zum Betrage von 25,000 Thalern, in Buchſtaben: fuͤnf und zwanzig Tauſend 
Thalern, welche in folgenden Apoints: f 
f 5000 Thaler à 1000 Thaler, 


7000 - a 500 = 
8000 - 4 100 = 
4000 5 30 E 
1000 „„ = 


x = 25,000 Thaler, 
ar nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Huͤlfe einer Kreisſteuer mit 
3 x fünf Prozent jährlich zu verzinfen und nach der durch das Loos zu beſtimmen⸗ 
Bee den Folgeordnung jaͤhrlich vom Jahre 1868. ab mit wenigſtens jaͤhrlich drei 
Prozent des Kapitals unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten Schuld⸗ 
N verſchreibungen zu amortiſiren ſind, durch gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere 
landesherrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein 
jeder Inhaber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die 
Uebertragung des Eigenthums nachweiſen zu duͤrfen, geltend zu machen befugt iſt. 
Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen und wodurch fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obli⸗ 


gationen eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats nicht übernommen wird, iſt 


durch die Geſetz- Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 


Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 2. Juni 1866, 


(L. S.) Wilhelm. 


Pro⸗ 


v. Bo delſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Gumbinnen. 


Obligation 
des Lycker Kreiſes 


Lütt. R 
über Thaler Preußiſch Kurant. 
Auf Grund des unterem beftätigten Kreistagsbeſchluſſes vom 


28. Februar 1866. wegen Aufnahme einer Schuld von 25,000 Thalern bekennt 
ſich die ſtaͤndiſche Kommiſſion fuͤr den Chauſſeebau im Lycker Kreiſe Namens 
des Kreiſes durch dieſe, für jeden Inhaber gültige, Seitens des Glaͤubigers 
unkuͤndbare Verſchreibung zu einer Schuld von Thalern Preußiſch Kurant, 
welche 1 den Kreis baar gezahlt worden und mit fuͤnf Prozent jaͤhrlich zu ver⸗ 
zinſen iſt. : 

Die Ruͤckzahlung der ganzen Schuld von 25,000 Thalern gefchieht vom 
Jahre 1868. ab allmaͤlig aus einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungs fonds 
von wenigſtens drei Prozent des ganzen Kapitals jaͤhrlich, unter Zuwachs der 
Zinſen von den getilgten Schuldverſchreibungen. 

Die Folgeordnung der Einloͤſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1868. ab in dem 
Monate April jeden Jahres. Der Kreis behaͤlt ſich jedoch das Recht vor, 
den Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verſtaͤrken, ſowie ſaͤmmtliche 
noch umlaufende Schuldverſchreibungen zu kuͤndigen. Die ausgelooſten, ſowie 
die gekuͤndigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buch⸗ 
ſtaben, Nummern und Betraͤge, ſowie des Termins, an welchem die Ruͤckzahlung 
erfolgen ſoll, öffentlich befannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt ſechs, 
drei, zwei und Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Amtsblatte der 
Koͤniglichen Regierung zu Gumbinnen, in der Koͤnigsberger Hartungſchen Zeitung 
und dem Kreisblatte des Lycker Kreiſes. 

Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in balbjährlichen Terminen postnumerando am 2. Januar und am 
1. Juli jeden Jahres, von heute an gerechnet, mit fünf Prozent jährlich in 
gleicher Muͤnzſorte mit jenem verzinſet. 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rüd- 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Lyck, und zwar auch in der nach dem 
Eintritt des Faͤlligkeitstermins folgenden Zeit. s 

Jahrgang 1866. (Nr, 6365.) 5 Mit 
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Mit der zur Empfangnahme des Kapitals praͤſentirten Schuldverſchrei⸗ 
bung find auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Faͤlligkeitstermine 
zuruͤckzuliefern. Sur die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapi⸗ 
tale abgezogen. 

Die gekuͤndigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Nückzahlüngstermüe nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren 
nach der Faͤlligkeit, vom Schluſſe des betreffenden Kalenderjahres ab gerechnet, 
nicht erhobenen Zinſen, verjaͤhren zu Gunſten des Kreiſes. 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts Ordnung 
Theil I. Titel 51. $. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Lyck. 

Zinskupons koͤnnen weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch 
ſoll demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjaͤhrigen 
Verjaͤhrungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder fonft in glaub: 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt der Betrag der ange⸗ 
meldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung aus⸗ 
gezahlt werden. 

Mit dieſer Schuldverſchreibung find ..... halbjaͤhrige Zinskupons bis zum 
Schluſſe des Jahres 1870. ausgegeben. Fuͤr die weitere Zeit werden Zins⸗ 
kupons auf fünfjährige Perioden ausgegeben. a 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗Kommunal⸗ 
kaſſe zu Lyck gegen Ablieferung des der aͤlteren Zinskupons⸗Serie beigedruckten 
Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushaͤndigung der neuen Zins⸗ 
kupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren Vorzeigung 
rechtzeitig geſchehen iſt. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermoͤgen. 5 i 

Deſſen zu Urkunde haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unter⸗ 


ſchrift ertheilt. 
e RTL 18. 


Die ſtändiſche Kommiſſion für die Chauſſeebauten im 
Lycker Kreiſe. 


Pro⸗ 


* Pl a 


an 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Gumbinnen. 
Zins ⸗Kupon 
I Serie 


zu der 


Kreis-⸗Obligation des Lycker Kreiſes 


err Thaler zu fünf Prozent Zinſen über ....... Thaler 
En Silbergroſchen. 


Der Inhaber dieſes Zinskupons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe in der 
la VERS SEE reſp. vom . ten 


BC d ſpaͤterhin die Zune der vorbenannten Kreis- ⸗Obligation 

fuͤr das Baar 9915 VVV mit (in Buchſtaben) 

1 Thalern ..... Silbergroſchen bel ber Kreis⸗Kommunalkaſſe zu Lyck. 
En, n 18555 


Die ſtändiſche Kreis⸗Kommiſſion für die Chauſſeebauten im 
Lycker Kreiſe. 


Dieſer Zinskupon iſt unguͤltig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren nach 
der Faͤlligkeit, vom Schluß des betreffenden 
Kalenderjahres an gerechnet, erhoben wird. 


Pro: 


(Nr, 6365.) 


RE 336 — 
provinz Preußen, Xegierungsbezirk Gumbinnen. 


Talon 


zur 


Kreis⸗Obligation des Lycker Kreiſes. 


Der Inhaber dieſes Talons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe zu der 
Obligation des Lycker Kreiſes f 

E „ Ber Thaler à fuͤnf Prozent Zinſen 
die . te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18. bis 18.. bei der Kreis⸗ 
Kommunalkaſſe zu Lyck, nach Maaßgabe der diesfaͤlligen, in der Obligation 
enthaltenen Beſtimmungen. 


Oel, den 18. 


Die ſtändiſche Kreis⸗Kommiſſion für die Chauſſeebauten im 
Lycker Kreiſe. 
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Berlin, gebruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchbruckerei 
(R. v. Decker). 


